Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4363 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 


zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 
einzelnen Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
und des Steueranpassungsgesetzes 

- Nrn. 3926, 4179, 4298 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Staatssekretär Dr. Ringelmann (Bayern) 

Antrag des Ausschusses; 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 257. Sitzung am 25. März 
1953 verabschiedete Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von ein- 
zelnen Vorschriften der Reidisabgabenordnung und des Steuer- 
anpassungsgesetzes wird nadi Maßgabe der in der Anlage zusam- 
mengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß ini Deutschen Bundestag eine 
gemeinsame Abstimmung über die Änderungen nicht erforderlich ist. 


Bonn, den 21. Mai 1953 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Dr. Ringclmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buclidruckerel Gebr. Scheur. Bonn 
Alleln-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden. Nletzstftiestraße 1 



Anlage 


Änderungen 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von einzelnen Vorsdiriften der Reidisabgaben- 
ordnung und des Steueranpassungsgesetzes 


1. Das Gesetz erhält folgende Überschrift: 

„Gesetz zur Änderung von einzelnen 
Vorschriften der Reidisabgabenord- 
nung und anderer Gesetze“. 


2. Artikel I Ziff. 6 (§ 131 Abs. 3) 

a) In § 131 Abs, 3 sind die Sätze 2 und 3 
zu streichen. 

b) Der bisherige Satz 4 des § 131 Abs. 3 
erhält folgende Fassung: 

„Das Zweite Gesetz über die Fi- 
nanzverwaltung vom 15. Mai 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 293) und 
§ 203 Abs. 5 des Lastenausgleidis- 
gesetzes vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) bleiben 
unberührt.“ 

c) In § 131 Abs. 3 sind die Sätze 5 und 
6 zu streichen. 

3. Artikel I Ziff. 7 (§ 161 Abs. 1 Ziff. 1 
Buchst, d und e) 


„(2) Das einzelne Erzwin- 
gungsgeld darf 5000 DM nicht 
übersteigen. Wird das Erzwin- 
gungsgeld gegen natürliche Per- 
sonen festgesetzt, so wird es im 
Falle der Uneinbringlichkeit 
auf Antrag des Finanzamtes 
durch Beschluß des Amtsge- 
richts nach pflichtgemäßem Er- 
messen in eine Erzwingungshaft 
umgewandelt. Das Grundrecht 
des Artikels 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes wird insoweit 
eingeschränkt. Zuständig ist 
das Amtsgericht, in dessen Be- 
zirk der Steuerpflichtige seinen 
Wohnsitz hat oder in Erman- 
gelung eines solchen sich auf- 
hält. Für das Umwandlungsver- 
fahren gelten die Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung. Das 
Amtsgericht hat vor der Ent- 
scheidung den Steuerpflichtigen 
zu hören. Gegen den Beschluß 
des Amtsgerichts findet sofor- 
tige Beschw^erde statt. 


a) Art. I Ziff. 7 ist zu streichen. 

b) Art. I Ziff. 8 bis 11 werden Art. I 
Ziff. 7 bis 10. 


4. Artikel I Ziff. 8 ^ alt — (§ 202) 

Art. I Ziff. 8 — alt — erhält folgende 
Fassung: 

„7. a) § 202 Abs. 1 erhält folgende 
Fassung: 

(wie bisher) 

b) § 202 Abs. 2 wird durch die 
folgenden Absätze 2 bis 5 er- 
setzt: 


(3) Die Dauer der Erzwin- 
gungshaft ist nach pflichtge- 
mäßem Ermessen zu bestimmen; 
sie darf, auch wenn mehrfach 
Erzwingungsgeld gegen densel- 
ben Pflichtigen festgesetzt ist, 
insgesamt die Dauer von 3 Mo- 
naten nicht übersteigen. 

(4) Die Erzwingungshaft ist 
auf Antrag des Finanzamtes, 
welches das Erzwingungsgeld 
festgesetzt hat, von dem Amts- 
gericht nach den Bestimmungen 
der §§ 904 bis 910 der Zivil- 
prozeßordnung zu vollstrecken. 
Die Vollstreckung der Haft ist 
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nicht fortzusetzen, wenn der 
Schuldner die Anordnung nun- 
mehr befolgt. 

(5) Ist der Anspruch auf das 
Erzwingungsgeld verjährt, so 
darf die Haft nicht mehr voll- 
streckt werden.“ 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 7 
werden Absätze 6 bis 10. 

5. Artikel I Ziff. 10 — alt — (§ 316) 

§ 316 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wird ein Bevollmächtigter oder 
Beistand zugezogen, so sind die da- 
durch entstehenden Kosten nur zu er- 
statten, soweit sie für Personen, die 
geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen 
leisten, in Verfahren vor den Finanz- 
gerichten entstehen. Sind Rechtsan- 
wälte zugezogen, so werden für deren 
Tätigkeit in Verfahren vor den Fi- 
iianzgerichten die vollen Gebühren 
nach Maßgabe der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte erstattet. Sind an- 
dere Personen zugezogen, die ge- 
schäftsmäßig Hilfe in Steuersachen 
leisten, so werden bis zum Erlaß amt- 
licher Gebührenordnungen für die 
Tätigkeit dieser Personen die von ih- 
nen erhobenen Gebühren bis zur 


Höhe der in Satz 2 genannten Gebüh- 
ren erstattet. Steht der Bevollmädi- 
tigte oder Beistand in einem Ange- 
stelltenverhältnis zu einem Beteiligten, 
so werden die durch seine Zuziehung 
entstandenen Kosten nicht erstattet.“ 

6. Artikel III (neu) 

a) Es wird folgender neue Artikel III 
eingefügt: 

„Artikel III 

(1) In das Zweite Gesetz über die 
Finanzverwaltung vom 15. Mai 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 293) wird folgen- 
der neuer § 5 eingefügt: 

4 3 

Geltung des Gesetzes für das Not- 
opfer Berlin 

§ 1 dieses Gesetzes gilt auch für die 
Ab'^gabe „Notopfer Berlin“.“ 

(2) Die bisherigen §§ 5 und 6 des 
Zweiten Gesetzes über die Finanz- 
verwaltung werden §§ 6 und 7.“ 

b) Die bisherigen Artikel III bis V wer- 
den Artikel IV bis VI. 
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